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Regionalisierungsdebatten in Rumänien 
Historischer Rückblick und aktuelle Gesetzentwürfe zur Territorialverwaltung  

Die Entwicklungsregionen in Rumänien sind als Ergebnis eines PHARE Projektes 1997 entstanden. 

Diese sollten im Zuge des Beitrittes Rumänien in die Europäische Union eine bessere statistische 

Datenerhebung und spätere Koordination der EU-Gelder ermöglichen. Anfangs als Testregionen 

konzipiert, sind diese nach zwanzig Jahren nicht weiterentwickelt oder geändert worden, obwohl die 

Idee einer regionalen Ebene mit entsprechenden Befugnissen heute allgemein akzeptiert wird. Die 

folgende Arbeit präsentiert nach einem historischen Rückblick auf die Territorialverwaltung Rumä-

niens die heutige gesetzliche Lage, um in einem nächsten Kapitel die verschiedenen Umstrukturie-

rungspläne der Wissenschaftler und Politiker darzustellen. Danach sei der größte Mangel an dem 

ganzen Projekt immer noch das Defizit seitens der Zentralregierung, die Dezentralisierung nicht ge-

nügend oder nicht optimal durchgeführt zu haben, woraus sich eine ineffektive regionale Zusam-

menarbeit ableitet. Solange die zentrale Ebene die Befugnisse der lokalen Ebene nicht optimal und 

im Sinne der geforderten Subsidiarität gestaltet, werden auch die Entwicklungsregionen weiterhin 

starke wirtschaftliche Unterschiede aufweisen.  

1 Einleitung  

In den 1990er Jahre hat Rumänien neben den 

Verhandlungen und Umstrukturierungen für den 

Beitritt zur Europäischen Union (EU) auch die Eu-

ropäische Charta der kommunalen Selbstverwal-

tung (1985, 1998) des Europarats ratifiziert und in 

Zusammenarbeit mit rumänischen Experten eine 

Grüne Charta im Rahmen des PHARE Projektes 

erarbeitet (Sandu 1997). Die Grüne Charta ent-

hielt Empfehlungen zur Bestimmung der Entwick-

lungsregionen (rum. regiuni dezvoltare), aber 

auch im Allgemeinen zur administrativen Eintei-

lung Rumäniens. Diese sollten dazu dienen, die 

europäischen Fonds nach dem Beitritt leichter zu 

erhalten und effektiver zu verteilen. Die Empfeh-

lungen haben sich in den späteren Gesetzen zur 

Bildung von acht Entwicklungsregionen niederge-

schlagen.  

Rumänien ist heute verwaltungsmäßig in 41 

Kreise (județ) plus die Hauptstadt Bukarest, so 

wie auf kommunaler Ebene in Munizipien (Groß-

städte), Städte und Kommunen eingeteilt (Artikel 

3 Absatz 3 und Artikel 120 der rumänischen Ver-

fassung). Die acht Regionen, die dem NUTS-2 

Niveau auf europäischer Ebene entsprechen (vgl. 

Abbildung 1), haben jedoch keine administrativen 

Befugnisse im Sinne einer Rechtspersönlichkeit. 

Sie werden lediglich für die Koordinierung der re-

gionalen Entwicklungsprojekte eingesetzt. Die 

Kreis- und Lokalebenen haben hingegen im Rah-

men des Dezentralisierungsprozesses und der 

vorgesehenen Gesetze die Befugnisse, administ-

rativ tätig zu werden. Der Zuschnitt der Entwick-

lungsregionen ist daher nur eine freie Koopera-

tion zwischen den Kreisen und widerspiegelt in 

den meisten Fällen keine historisch gewachsene 

Verflechtung (vgl. Abbildung 3). 

Die Prinzipien der kommunalen Selbstverwal-

tung, d.h. der Dezentralisierung und lokalen bzw. 

regionalen Verteilung der öffentlichen Dienstleis-

tungen sind in der Verfassung verankert. Dane-

ben wird auch das Recht der Minderheiten her-

vorgehoben, ihre Muttersprache in Gebieten zu 

benutzen, wo sie stark vertreten sind (Art. 120 ru-

mänische Verfassung). Die Kriterien, nach denen 

die acht Regionen entstanden sind, werden oft 

kritisiert, am stärksten von Vertretern der ungari-

schen Minderheit. Hauptsächlich wird dabei die 

Tatsache bemängelt, dass die Regionen gar 

keine Rücksicht auf die historischen Besonder-

heiten  nähmen,  weil  Kreise  aus  einem  histori- 
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Abbildung 1: 

Die acht Entwicklungsregionen in Rumänien  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: Wikimedia, 13.4.2009, România. regiuni dezvoltare [Ru-

mänien. Entwicklungsregionen] 

 

 

schen Gebiet mit Kreisen aus anderen zusam-

mengestellt worden seien. 

Im Folgenden wird die administrative Gliede-

rung Rumäniens im Detail diskutiert. An erster 

Stelle steht die Verwaltungsstruktur in ihrer ge-

schichtlichen Entwicklung. Anschließend werden 

die heutigen gesetzlichen Rahmenbedingungen 

dargestellt, um danach die Kritik verschiedener 

Vertreter und ihre Reorganisierungsvorschläge 

zu erläutern. Abschließend wird erörtert, inwie-

weit diese kritischen Stimmen politisch legitimiert 

sind, und wie die regionale Ebene mehr Kompe-

tenzen bekommen könnte. 

2 Historischer Rückblick auf die  

Verwaltung in Rumänien  

Die politische Kultur in Rumänien wurde jahrhun-

dertelang sowohl von westlichen als auch von 

östlichen Kulturen geprägt. Rumänien setzt sich 

aus drei großen historischen Gebieten zusam-

men: der Walachei im Süden, der Moldau im Os-

ten und Siebenbürgen im Westen. Alle dieser Re-

gionen haben verschiedene geschichtliche und 

politische Erfahrungen gemacht. Die Walachei 

hatte sich unter dem Einfluss des Osmanischen 

Reichs und der Balkanländer entwickelt. Die Mol-

dau wiederum grenzte an Russland und hatte Be-

ziehungen zu Polen. Siebenbürgen gehörte bis 

1918 zu Österreich-Ungarn, war mehrheitlich ru-

mänisch geprägt, aber von einer bedeutenden 

ungarischen und teilweise auch einer deutschen 

Gemeinschaft beeinflusst. Somit entwickelten 

sich diese Gebiete unter türkisch-osmanischen, 

russischen bis hin zu französischen und ungari-

schen Einflüssen (Boia 2006: 14).   

Diese Einflüsse wirkten auch nach der Verei-

nigung Rumäniens im Jahre 1918 fort. Während 

die Fürstentümer Walachei und Moldau zu Be-

ginn der Moderne unter dem Osmanischen Reich 

begrenzte Selbstverwaltungsrechte hatten, stand 

Siebenbürgen immer unter westlichem Einfluss. 

Diese politische Kultur widerspiegelte sich auch 

in der religiösen Vielfalt, die auf diesem Gebiet 

aufeinandertraf. Hinzu kommt die Tatsache, dass 

die verschiedenen Sprachgruppen und ethni-

schen Minderheiten, die auf dem Territorium des 

heutigen Rumäniens leben und gelebt haben, 

auch dazu beitrugen, dass nach der Vereinigung 

eine gewisse Angst vor Sezessionsbestrebungen 

aufkam. Um die Kohäsion unter der rumänischen 

Bevölkerung zu stärken und die Nationswerdung 

zu fördern, entstand in Rumänien eine starke 

Zentralverwaltung (Boia 2006: 15 ff.). Besonders 

rasant vollzog sich dieser Prozess der Rumäni-

sierung im Kommunismus. Nach und nach ver-

schwanden die regionalen Unterschiede, sodass 

es heute mehrheitlich eine rumänischsprachige 

Bevölkerung gibt (ca. 85,4%), mit der ungari-

schen Gemeinschaft (ca. 6,3%) und den Roma 

(ca. 1,2%) als größte nationale Minderheiten. 

(Institutul Național de Statistică 2011).  

Das Modell des Königreichs Rumänien in der 

Zwischenkriegszeit basierte auf der Einteilung in 

Kreise (județ). Diese Art von Verwaltung gibt es 

noch heute. Dadurch wird sichtbar, dass dieser 

Begriff eine geschichtliche Rolle im System Ru-

mäniens spielt (der erste schriftliche Nachweis ei-

nes Kreises wurde 1392 gefunden). Während die 

Gesetze zur Territorialreform erlassen wurden 

(1918-1925), gab es in Rumänien vier administ-

rative Regelungen zu Kreisen: die des alten Ru-

mäniens (Walachei und die Moldau); die Rege-

lung in Siebenbürgen, die Bessarabiens und die 

der Bukowina (vgl. Abbildung 2). Diese Regelun-

gen hatten zur Folge, dass die Größe der Kreise 

zueinander und der Sitz der Landeskreishaupt-

städte nicht mit dem neuen Territorium kompati-

bel waren. Die Überführung der 76 Kreise in 71 

neue, haben jedoch die Lage nicht verbessert. Es 

wurden neue Strukturen mit regionalem Charak-

ter hinzugefügt, sogenannte Ministerialdirektio-

nen (directorate ministeriale). Diese haben je-

doch die Kreise nicht ersetzt, vielmehr sind ver-

schiedene Kreise in einer Direktion zusammen-

gefasst worden. Im Ergebnis waren sieben Regi-

onen entstanden, die den ersten Versuch zur De-

mokratisierung und administrativen Dezentrali-

sierung darstellen. Trotz der teilweisen Berück-
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sichtigung der historischen Gebiete und damali-

gen Interdependenzen, war dieses Modell kurzle-

big und die gebildeten Regionen wurden wegen 

Sezessionsängsten aufgelöst. Die letzte Reform 

vor dem Zweiten Weltkrieg im Jahre 1938 führte 

ein weiteres Regionalmodell ein (rum. ținut). Da-

nach wurden die Regionen nicht nach histori-

schen Vorbildern zugeschnitten, sondern neue 

Entitäten nach geographischen und ökonomi-

schen Kriterien geschaffen (Săgeată 2013: 8). 

Diese neuen Regionen übernahmen von den 

Kreisen den Status der Rechtspersönlichkeit und 

damit auch die Verwaltungsbefugnisse. Erst in 

den 1940er Jahre haben die Kreise ihren Status 

als Rechtspersönlichkeit zurückbekommen. 

Infolge des Zweiten Weltkriegs hat Rumänien 

Bessarabien, die Nordbukowina und Süd-Dobru-

dscha verloren. Diese Entwicklungen und der Re-

gimewechsel nach dem Krieg brachten eine neue 

Verwaltungseinteilung mit sich (Săgeată 2013: 3 

ff). Während des Kommunismus in den 1950er 

Jahre gab es zuerst eine Verwaltung nach dem 

russischen Modell mit Regionen und Bezirken. 

Der nationale Einheitsstaat akzeptierte auch eine 

„Autonome Ungarische Region“ (rum. Regiunea 

Autonomă Maghiară) in dem mehrheitlich unga-

risch geprägten Gebiet im Zentrum Rumäniens. 

Dieses Verwaltungsmodell wurde nach mehreren 

Veränderungen schließlich 1968 aufgegeben und 

stattdessen zum Landkreismodell (39, später 40 

Kreise und das Munizipium Bukarest) zurückge-

griffen (IICCMER 2015).  

Nach der Wende im Jahre 1989 blieb die ad-

ministrative Struktur erhalten, nur ein neuer Kreis 

wurde ihr hinzugefügt, und zwar der Kreis Ilfov, 

der bis dahin zu Bukarest gehörte. Zu dieser Ver-

waltungsstruktur kamen dann 1998 die acht Ent-

wicklungsregionen hinzu. Diese stellen keine ad-

ministrativen Einheiten dar und haben auch keine 

regionale Exekutive und Legislative. Sie dienen 

zur Unterstützung der regionalen Entwicklung 

und zur statistischen Erfassung innerhalb der Eu-

ropäischen Union. (Săgeată 2013: 17 f) 

Die acht Entwicklungsregionen sind laut der 

Grünen Charta vom 1997 aufgrund folgender Kri-

terien entstanden: die zu große Anzahl der Kreise 

(42 inkl. der Hauptstadt Bukarest), würde eine ge-

rechte und schnelle Verteilung der Ressourcen 

erschweren. Deshalb wurde ein Konzept verfolgt, 

wonach eine Zusammenlegung von benachbar-

ten Kreisen bevorzugt wurde, die komplementäre 

Entwicklungsprofile haben. Die Überlagerung der 

Entwicklungsregionen mit den Verwaltungsgren-

zen würde den Vorteil haben, dass man die Ent-

wicklung der Regionalpolitik gut nachverfolgen 

könnte  (Carta Verde 1997: 30 ff.).  Die Vernach- 

Abbildung 2: 

Die Verwaltungsstruktur Rumäniens 1930 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Wikimedia, 17.4.2007, Greater Romania 1930 

 

 

lässigung kultureller und historischer Bezüge bei 

der Erstellung der Entwicklungsregionen und die 

Befürwortung der Dezentralisierung und Autono-

mieforderungen sind Punkte, die bis heute in den 

Diskussionen um eine Neuordnung der rumäni-

schen Territorialstruktur im Mittelpunkt stehen. 

3 Die Dezentralisierung in Rumänien: 

Gesetzlicher Rahmen 

Der gesetzliche Rahmen für die administrative 

Verwaltung und die Dezentralisierung in Rumä-

nien stützen sich derzeit neben der Verfassung 

auf das Gesetz 273/2006 über die öffentlichen Fi-

nanzen auf lokaler Ebene, die Allgemeinen Stra-

tegie zur Dezentralisierung (Regierungsentschei-

dung 2017) und den Verwaltungscode durch die 

Notverordnung Nr. 57 vom 3.7.2019. Der Verwal-

tungscode regelt vor allem die Beziehungen der 

beiden administrativen Ebenen in Rumänien: der 

zentralen und der kommunalen öffentlichen Ver-

waltung. Unter der zentralen Verwaltung werden 

die Regierung, Ministerien u.a. verstanden (Arti-

kel 2 Notverordnung), während mit der kommu-

nalen Verwaltung die Bürgermeister, Gemeinde- 

und Landkreisräte gemeint sind (Artikel 3 Notver-

ordnung). Man kann auch hieran den Status der 

Entwicklungsregionen ablesen, diese werden 

nicht als Zwischenebene der öffentlichen Verwal-

tung betrachtet. Diese Tatsache wird in Artikel 95 

der Notverordnung sichtbar, wo die administrati-

ven territorialen Einheiten aufgelistet werden, für 

die die Verordnung eine Rolle spielt: Städte, 

Kommunen und Kreise. 

Die Zentralverwaltung ist u.a. dafür zuständig, 

die Einhaltung der Standards für eine gute Ver-
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waltung zu gewährleisten (Artikel 25 Notverord-

nung). Sie hat die Ministerien sowie den Präfek-

ten vor Ort hinsichtlich der Umsetzung der erlas-

senen administrativen Dokumente zu kontrollie-

ren (Artikel 26 Notverordnung). Die Lokalverwal-

tung funktioniert auf der Basis der Notverordnung 

und der Europäischen Charta der kommunalen 

Selbstverwaltung. Zu den Prinzipien, die für die 

Notverordnung von zentraler Bedeutung sind, ge-

hört u.a. das Prinzip der Dezentralisierung und 

der kommunalen Selbstverwaltung (Artikel 75 

Notverordnung). Für die Dezentralisierung not-

wendige Prinzipien sind die Subsidiarität und die 

Gewährleistung angemessener Ressourcen, um 

die übertragene Kompetenzen ausüben zu kön-

nen (Artikel 75 Notverordnung). Des Weiteren 

wird die kommunale Selbstverwaltung genannt, 

die aber nur eine administrative Bedeutung hat 

(Artikel 84 Notverordnung). Im Rahmen des Ge-

setzes und der übertragenen Kompetenzen kann 

die kommunale Ebene Initiativen ergreifen, um 

die Entwicklung zu fördern. Dies wird dadurch er-

möglicht, dass zwei oder mehreren Kommunen, 

Städten oder Kreisen auf lokaler Ebene erlaubt 

ist, gemeinsame Kommunalverbände zu bilden 

(Artikel 89 Notverordnung). Der Gebrauch von 

Minderheitensprachen wird in den Gebieten ge-

währleistet, wo nach der letzten Volkszählung ihr 

Bevölkerungsanteil 20 Prozent oder höher liegt 

(Volkszählung 2011). Darüber hinaus kann die 

Kommunalverwaltung den Gebrauch auch dann 

gewährleisten, wenn die 20% Hürde nicht erreicht 

wurde (Artikel 94 Notverordnung).   

Die Allgemeine Strategie zur Dezentralisie-

rung aus dem Jahre 2006 möchte die Kompeten-

zen in jenen Politikbereichen stärken, in denen 

die lokale Ebene selbständig agieren kann. Sie 

basiert auf den beiden Gesetzen zur administra-

tiven und fiskalischen Dezentralisierung (Rah-

mengesetz zur Dezentralisierung Nr. 195/2006 

und auf dem Gesetz 273/2006 zu den öffentlichen 

lokalen Finanzen). Diese Neuausrichtung der Re-

formen entwickelte sich seit den 1990er Jahre im 

Prozess der Dezentralisierung Rumäniens. Die 

Bereiche, in denen die kommunale Ebene, d.h. 

also die in der Verfassung genannten territorial-

administrativen Einheiten, neue Kompetenzen 

bekommen sollen, sind: die Landwirtschaft, Kul-

tur, Umwelt, Tourismus, Gesundheit, Bildung im 

Bereich außerschulische Aktivitäten und Jugend 

und Sport (Artikel 2.3.1 der Strategie). Diese Stra-

tegie stellt einen Prozess dar, der durch eine 

Testphase eingeleitet wird. Darin muss die ge-

samte Regierung Analysen zur Kompetenzverla-

gerung anfertigen und die gesamte Entwicklung 

im Auge behalten (vgl. Kapitel 3 der Strategie).  

Je nach Ressort wurde der Dezentralisie-

rungsprozess über die Jahre hinweg mit unter-

schiedlichen Instrumenten in Angriff genommen. 

So z.B. begann er im Kulturbereich schon 1996 

durch die Übertragung von Kompetenzen von 

den öffentlichen Kulturinstitutionen auf die Kreis-

ebene und die Kommunen. So können erstere 

heute über die Landkreisbibliotheken, Museen 

wie auch Volkshochschulen und letztere über Ge-

meindezentren, Bibliotheken und Museen selbst-

ständig entscheiden (Artikel 4.2. der Strategie). 

Weil die Landkreise und Kommunen im Sinne des 

Subsidiaritätsprinzips als erste über die Erhaltung 

des kulturellen Erbes entscheiden dürfen, sollen 

die Kreise die dafür nötigen Kompetenzen zur 

Umsetzung der nationalen Politiken und Vor-

schriften im Kulturbereich bekommen. Entspre-

chende Maßnahmen wurden im Bildungsbereich 

schon ab 1995 ergriffen und Kompetenzen im Be-

reich der voruniversitären Bildung abgetreten. 

Diese Strategie setzt also einen Schwerpunkt auf 

die außerschulischen Aktivitäten und ihre De-

zentralisierung. Sie zielt darüber hinaus auf eine 

weitere Dezentralisierung und damit verbundene 

Maßnahmen für die im Artikel 2.3.1 genannten 

Politikbereiche. Die kommunalen Haushalte, die 

für die Ausübung der übertragenen Kompetenzen 

notwendig sind, regelt  Artikel 5 Absatz 1 des Ge-

setzes 273/2006. Danach bestehen sie aus Ei-

geneinnahmen wie Steuern, Gebühren, andere 

Beiträge sowie aus Beiträgen und Subventionen 

aus dem Staatshaushalt oder aus EU-Beiträgen. 

Die Dezentralisierung scheint gesetzlich auf 

einem guten Wege zu sein. Tatsächlich aber hat 

die kommunale Ebene eine Reihe von Kritikpunk-

ten gegenüber der zentralstaatlichen Ebene vor-

gebracht. Dazu gehört z.B., dass die Dezentrali-

sierung  nicht  mit  den  notwendigen  finanziellen  
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Verwaltungsgliederung Rumäniens 
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Ressourcen unterstützt wird. Zudem werden von 

der Zentralregierung EU Gelder ausgehandelt, 

obwohl diese keine Kenntnisse darüber hat, was 

auf lokaler Ebene und in den Organen der Ent-

wicklungsregionen als notwendig empfunden 

wird (Kremm 2018).  

4 Die Entwicklungsregionen  

in Rumänien 

Die Zusammensetzung der acht Regionen, die 

keine anerkannte Verwaltungseinheiten sind, ist 

das Ergebnis einer freiwilligen Partnerschaft zwi-

schen den Kreisen und Kommunen, die zur bes-

seren wirtschaftlichen und sozialen Kohäsion Ru-

mäniens innerhalb der EU führen soll. Die Regio-

nen haben dabei eine zusätzliche Unterstützung 

zur Regionalentwicklung zu leisten. Die wichtigs-

ten Politikbereiche zur wirtschaftlichen Entwick-

lung sind: Gesundheit, Kultur, Bildung, ländliche 

Entwicklung, Infrastruktur, Arbeitsmarkt usw. Im 

Rahmen der regionalen Zusammenarbeit können 

sich die Kreise und / oder Gemeinden aus ver-

schiedenen Regionen zusammenschließen, um 

ihre gemeinsamen Interessen wirksamer zu for-

mulieren (Artikel 6 Abs. 3 Gesetz 315/2004). Zur 

Gestaltung der Regionalpolitik wurden auf jeder 

Ebene (nationale, regionale und kommunale) 

Gremien eingerichtet. Jede Region hat einen Rat 

für Regionalentwicklung (Artikel 7 Gesetz 315/ 

2004, ohne Rechtspersönlichkeit). Der Rat setzt 

sich aus den Präsidenten der Landkreisräte und 

je einem Vertreter aus den Stadt- bzw. Gemein-

deräten aus jedem Kreis der Region zusammen 

(vgl. Abbildung 4). Der Rat genehmigt u.a. die 

Projekte, die auf regionaler Ebene von den Agen-

turen ausgewählt wurden, und bestimmt die Auf-

gaben und den Status der Agenturen. In Koope-

ration mit dem Nationalen Rat erarbeitet er den 

nationalen Entwicklungsplan. Er überwacht die 

aus dem Nationalen Fonds für Regionalentwick-

lung (NFR) zugewiesenen Gelder, die in ihren ei-

genen Fonds für Regionalentwicklung (FR) flie-

ßen. Diese eigenen regionalen Finanzmittel kön-

nen aufgestockt werden durch Finanzhilfen aus 

der EU oder durch private Unternehmen  (Artikel 

7 Abs. 2 Gesetz 315/ 2004). 

Jede Region hat eine Agentur für Regionalent-

wicklung mit Büros in allen Kreisen der Region. 

Die Agentur erarbeitet die „Strategie, den Plan 

und die Programme für die regionale Entwicklung 

sowie die Verwaltungspläne der Mittel“ und ge-

währleistet die technische und finanzielle Verwal-

tung des Fonds. Die Agentur ist auch verantwort-

lich gegenüber dem Rat für die korrekte Verwen-

dung der Ressourcen und schickt nicht zuletzt die 

ausgewählten regionalen Projekte zur Genehmi-

gung an den Rat (Artikel 9 Gesetz 315/2004, mit 

Rechtspersönlichkeit als Nichtregierungsorgani-

sation, vgl. Abbildung 4).  

 

 

Abbildung 4:  
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https://adz.ro/artikel/artikel/dezentralisierung-durch-hochzentralisierung
http://legislatie.just.ro/Public/DetaliiDocument/53040
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http://legislatie.just.ro/Public/DetaliiDocument/53040
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Auf nationaler Ebene wiederum gibt es einen 

Nationalen Rat für Regionalentwicklung mit zent-

ralen Entscheidungskompetenzen zur Ausarbei-

tung und Umsetzung der Ziele der Regionalpolitik 

und die Gestaltung in Kooperation mit den Räten 

des mehrjährigen nationalen Planes für Regional-

entwicklung. Er setzt sich aus den Präsidenten 

und Vizepräsidenten der Räte für regionale Ent-

wicklung und einer gleichen Anzahl von Regie-

rungsvertretern zusammen. Der Nationale Rat 

genehmigt die Prioritäten und die Kriterien der 

Verwendung des NFR und legt der Regierung die 

ausgewählten Projekte zur Genehmigung und Fi-

nanzierung vor. Nicht zuletzt ist er zuständig für 

die Überwachung und allgemeinen Weiterent-

wicklung der Ziele der Regionalpolitik (Artikel 12 

Gesetz 315/2004). Die Vertreter der Regierung 

sind dabei Experten aus dem Ministerium für Eu-

ropäische Fonds und Experten auf der zentralen 

Verwaltungsebene. 

Als Prinzip der Regionalpolitik wird die „Dezen-

tralisierung zwischen der zentralen Ebene und 

den regionalen Gemeinschaften“ (MLPDA, ei-

gene Übersetzung) dargestellt. Da es keine regi-

onalen Gemeinschaften per se gibt, sondern nur 

die Partnerschaften zwischen Kommunen und 

Kreisräten der anerkannten Verwaltungseinhei-

ten, lässt sich hier die Schwäche dieser Entwick-

lung und die daraus entstandene Kritik in Rumä-

nien erkennen. 

5 Die administrative Verwaltung und 

die Entwicklungsregionen im Lichte 

der Reformansprüche 

Die Tatsache, dass diese Regionen keine admi-

nistrativen Einheiten darstellen und somit auch 

keine regionalen Entscheidungsträger sind, wi-

derspiegelt sich auch in ihrer intraregionalen Leis-

tungsfähigkeit. Es gibt große Abweichungen zwi-

schen den BIP / Kopf der Kreise in Rumänien. So 

liegen Kreise wie Cluj, Brașov, Timiș oder Buka-

rest-Ilfov an der Spitze, während die östlichen 

Kreise wie Botoșani oder Vaslui die ärmsten des 

Landes sind (Stanciu 2020). Diese und weitere 

Faktoren kultureller Art bringen die Diskussion 

um die Regionalisierung Rumäniens immer wie-

der auf die Agenda der Regierungsprogramme. 

Die Reform der administrativen Verwaltung ist 

schon seit den 1990er Jahren ein konstanter Pro-

zess, der nicht zuletzt durch die Tatsache be-

schleunigt wurde, dass Rumänien im Jahre 1995 

die Diskussion um die EU-Mitgliedschaft auf-

nahm und sich damit auch an den EU Standards 

und dem EU Besitzstand halten muss. Die Dis-

kussionen um die Regionalisierung kreisen dabei 

um die Problematik der wirtschaftlichen und kul-

turellen Schwerpunkte, aber auch um die Frage, 

ob die Anzahl der Kreise wie vor dem Zweiten 

Weltkrieg erhöht, komplett aus der Verwaltung 

gestrichen oder durch die acht Entwicklungsregi-

onen übernommen werden sollte. Während in 

den ersten Jahren nach der Wende die Wieder-

herstellung und Wiedergutmachung auf allen 

Ebenen und in allen Bereichen im Mittelpunkt 

standen, hat sich die Perspektive mit den Bei-

trittsdiskussionen zur EU in Richtung Optimie-

rung der vorhandenen Regelungen einerseits 

und in Richtung Neuregelung der regionalen 

Ebene nach kulturellen Kriterien andererseits ver-

ändert. Im Jahre 2013 wurde die Diskussion wie-

deraufgenommen, die Regionen mit administrati-

ven und institutionellen Kapazitäten auszustat-

ten, sodass bei den nächsten Wahlen auch die 

regionalen Strukturen demokratisch legitimiert 

werden könnten (Cozmei 2013). Die Diskussio-

nen wurden aber wieder abgebrochen, sodass 

die Regionalisierung in Rumänien nach wie vor 

von höchster Aktualität ist, auch deshalb, weil die 

künstliche Zusammensetzung der heutigen Regi-

onen, ihre Lebensfähigkeit und ihre Fähigkeit, die 

regionale Entwicklung fortzuführen, beeinträchti-

gen. Obwohl die Ideen und Argumentationspläne 

der Akteure unterschiedlich sind, eines haben alle 

gemeinsam: die Tatsache, dass man sich soweit 

wie möglich an die historischen Regionen halten 

sollte, oder im Zweifelsfall die Entwicklungsregio-

nen so zuschneidet, dass die Kreise, die mitei-

nander verbunden werden, auch tatsächlich kul-

turell und wirtschaftlich stark vernetzt sind.  

Zu den Vorschlägen zur Umstrukturierung ge-

hören u.a. die Empfehlungen der Geographen 

der Babeș Bolyai Universität. Sie nehmen die his-

torischen Regionen zum Ausgangspunkt, um sie 

in 18 Regionen plus die Metropolregion Bukarest 

einzuteilen. Es gibt aber auch die Vorschläge ei-

ner ehemaligen politischen Bewegung aus Cluj-

Napoca, der Liga Transilvania-Banat, die sieben 

Regionen nach dem spanischen Modell mit Regi-

onalparlamenten und frei gewählten Gouverneu-

ren befürworten (Săgeată 2013: 19 f). Obwohl die 

Forderungen Siebenbürgens zur territorialen Um-

gestaltung in den Mittelpunkt gerückt sind, haben 

auch moldauische Wissenschaftler Vorschläge 

entwickelt. Diese basieren auf dem Argument, 

dass die historische Region Moldau einst wirt-

schaftlich, politisch aber auch kulturell stark war, 

jedoch seit der Vereinigung mit der Region 

Walachei in den Hintergrund geraten ist. Diese 

Ansätze vonseiten der rumänischsprachigen Be-

völkerung haben sich aber weniger Gehör ver-

schaffen können als die Forderungen der ungari-

schen Parteien (Ursprung 9.8.2013). 

http://legislatie.just.ro/Public/DetaliiDocument/53040
https://www.mlpda.ro/pages/politicadedezvoltareregionala
https://www.g4media.ro/infografic-clujul-a-depasit-timisul-si-e-pe-locul-2-dupa-bucuresti-la-pib-capita-neamt-bacau-si-teleorman-judetele-campioane-ale-cresterii-economice-in-2019.html
https://www.hotnews.ro/stiri-esential-14541998-cum-impartita-romania-discutat-prima-dezbatere-publica-tema-regionalizarii-plus-care-sunt-capitalele-regionale-preferate-cetateni-sondaj-opinie.htm
https://www.researchgate.net/publication/278024117_Organizarea_administrativ-teritoriala_a_Romaniei
https://www.nzz.ch/ruf-nach-einer-staerkeren-dezentralisierung-1.18129873
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Während die Territorialreformen Impulse so-

wohl von Akademikern als auch von Politikern be-

kommen haben, schafften es die Vorschläge der 

ungarischen Partei RMDSZ als Gesetzentwürfe 

sogar bis ins rumänische Parlament. Drei der ein-

gereichten Entwürfe wurden abgelehnt, ein vier-

ter Entwurf wurde Ende 2019 eingereicht und 

stand noch bis vor kurzem auf der Tagesordnung 

des Parlamentes. Dieser wie auch die vorigen 

drei Vorschläge beziehen sich auf die Territorial-

autonomie des historischen Gebietes der unga-

rischsprachigen Minderheit der Szekler „Székely-

föld“ (ungarisch), „Ținutul secuiesc“ (rumänisch), 

„Terra siculorum“ (lateinisch).  

Nach dem Vorbild westeuropäischer Regionen 

mit einem hohen Anteil an Sprachminderheiten 

wie in Trentino-Südtirol, Katalonien und im Bas-

kenland, soll das historische Land der Szekler 

eine autonome Region innerhalb Rumäniens bil-

den. Die Loyalität gegenüber dem Staat und die 

territoriale Integrität sowie Souveränität Rumäni-

ens seien dabei garantiert und nicht gefährdet, so 

im Gesetzentwurf. Die Gebiete, die diese auto-

nome Region bilden würden, drehen sich um die 

historischen Verwaltungseinheiten, sogenannte 

„Stühle“ (ung. szék), die im mittelalterlichen Sie-

benbürgen Autonomiegebiete waren, und dies 

sind: die aktuellen Kreise Harghita und Covasna 

mit ihren historischen „Stühlen“ sowie dem histo-

rischen Stuhl Marosszék (rumänisch Mureș, vgl. 

Abbildung 5). Alle Bewohner dieses Gebietes 

würden unabhängig von ihrem sprachlichen und 

ethnischen Hintergrund gleiche Rechte haben 

und die ungarische Sprache würde offizielle Spra-

che neben der rumänischen werden. 

Des Weiteren werden in diesem Gesetzent-

wurf auch andere Sprachgemeinschaften in Ge-

bieten berücksichtigt, in denen sie eine bestimm- 

 

 

 

Abbildung 5:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Anteil der rumänischen Bevölkerung ethnisch ungarischer Identität und 

die Lage des geforderten Autonomiegebiets nach dem Gesetzentwurf 2019  

(Kreise Harghita, Covasna und Teile von Mureș im Zentrum Rumäniens) 

Quelle: Institutul pentru Studierea Problemelor Minorităţilor Naţionale, Hărţi etnice 2011 (ISPMN - Institut zur  

             Erforschung nationaler Minderheitenfragen, Ethnische Karten, Stand: 2011], vgl. Volkszählung 2011 

http://r.rmdsz.ro/
http://www.cdep.ro/pls/proiecte/upl_pck2015.proiect?cam=2&idp=18286
http://www.ispmn.gov.ro/maps/county/etnii2011_maghiar
http://www.recensamantromania.ro/noutati/volumul-ii-populatia-stabila-rezidenta-structura-etnica-si-confesionala/
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te Mindestzahl erreichen. Der Gebrauch ihrer 

Muttersprache wird auf der Verwaltungsebene und 

für den Schulunterricht anerkannt. Würde der Ge-

setzentwurf vom Parlament verabschiedet, müss-

te er von der Bevölkerung des betreffenden Ge-

biets durch ein Referendum angenommen wer-

den. Die Verbindung zwischen der Region und 

dem Zentralstaat bildet der Präfekt, der von der 

Regierung eingesetzt wird (Gesetzentwurf 2019).  

Dieser Reformvorschlag legt den Schwerpunkt 

auf kulturhistorische und ethnische Aspekte und 

auf Forderung der Szekler Gemeinschaft in Sie-

benbürgen nach Selbstverwaltung. Er bietet so-

mit keine Reformvorschläge für die anderen Re-

gionen Rumäniens. Die erhobenen Ansprüche 

würden den heutigen Landkreis Mureș besonders 

stark betreffen, da der Gesetzentwurf nur den Teil 

des Kreises benennt, der zum historischen Stuhl 

gehörte. Die anderen Gebiete Siebenbürgens, 

wo ungarischsprachige Gemeinschaften mehr o-

der weniger verstreut leben, wie z.B. im Westen 

des Landes würden außerhalb dieses Gebietes 

bleiben, da die Initiative nur das strikt historische 

Gebiet vorsieht (vgl. Abbildung 5).  

Obwohl die Forderungen und der Gesetzent-

wurf anscheinend formell korrekt waren (Gesetz-

entwurf 2019), blieben doch viele Fragen offen. 

Infolge der Corona-Krise passierte er das rumä-

nische Parlament, allerdings nur infolge einer 

Fristüberschreitung, wurde dann aber von der 

Zweiten Kammer (Senat) abgelehnt. Die Regie-

rung hatte diese Initiative von Anfang an nicht un-

terstützt. Trotz ihrer Ablehnung hat sich im öffent-

lichen Diskurs einiges verändert. Und zwar sehen 

jetzt alle Beteiligten in Politik und Verwaltung, 

dass es Mängel in der Regionalentwicklung Ru-

mäniens gibt und Reformen notwendig sind. Es 

bleibt allerdings offen, wann und in welcher Form 

sich die Regionalisierung weiterentwickeln wird. 

6 Schlussfolgerungen 

Die Regionalisierung sowie die administrative 

Verwaltung in Rumänien sind seit dem Umbruch 

in den 1990ern in ständiger Diskussion um Opti-

mierung. Die Realitäten, die sich aus der EU-Mit-

gliedschaft ergeben, zeigen, dass Rumänien 

ohne eine kompetente regionale und kommunale 

Selbstverwaltung für die Zukunft nicht optimal 

aufgestellt ist. Die älteren Mitgliedstaaten der EU 

haben ihre regionalen und kommunalen Ebenen 

gestärkt und stehen somit im Wettbewerb um EU-

Gelder viel besser dar. Einerseits sind die Mängel 

offensichtlich: Hierzu zählen die vielen bürokrati-

schen Hürde, die kommunale Projekte über die 

Entwicklungsregionen bis hin zur nationalen Ebe- 

 

ne nehmen müssen, um dann schließlich von der 

Zentralregierung genehmigt zu werden.  

Andererseits hat Rumänien im Bereich der 

kommunalen Selbstverwaltung Fortschritte ge-

macht. Die administrativen Kompetenzen der 

Kreise, Städte und Kommunen sind in verschie-

denen Bereichen (Landwirtschaft, Bildung, Kul-

tur, Gesundheit usw.) erweitert worden. Trotzdem 

werden diese nicht nur durch bürokratische Hür-

den, sondern auch durch eine ineffiziente Vertei-

lung finanzieller Mittel von der zentralen Verwal-

tung begleitet. Tatsache bleibt, dass die regionale 

und kommunale Ebene gestärkt werden müssen, 

einerseits um die zentrale Regierung von zu vie-

len Kompetenzen zu entlasten, damit sie sich auf 

Politikbereiche konzentrieren kann, welche das 

gesamte nationale Territorium betreffen. Ande-

rerseits ist es auch wichtig, im Sinne des Subsidi-

aritätsprinzips und der anerkannten kommunalen 

Selbstverwaltung, Kompetenzen in Politikberei-

chen abzutreten, welche die lokale Ebene unmit-

telbar angehen. Letzteres wird immer noch von 

Kommunalpolitikern kritisiert. 

In einem scheinen sich  die Verfechter der Re-

gionalisierung einig zu sein: Die aktuelle admi-

nistrative Gliederung kann ohne eine gut ausge-

rüstete regionale Ebene nicht nachhaltig sein, um 

EU-Gelder einzuwerben und die Disparitäten zwi-

schen verschiedenen Gemeinden und Kreisen zu 

minimieren. Obwohl die Regionalisierung von der 

EU offiziell nicht eingefordert wird, sind indirekte 

Konsequenzen der Mitgliedschaft in diesem Kon-

text zu spüren. Die Förderung durch EU- Gelder 

hängt einerseits von einer kompetenten regiona-

len Ebene ab. Andererseits werden Stimmen wie 

oben dargestellt immer lauter, die die regionale 

Ebene als eine wichtige administrative Einheit er-

kennen und diese mit den notwendigen institutio-

nellen und finanziellen Kapazitäten ausgestalten 

möchten. Ein wichtiger Schritt wäre, durch ent-

sprechende Analysen zu untersuchen, ob die ak-

tuellen Entwicklungsregionen über genügend ad-

ministrative Befugnisse verfügen, oder neue Re-

gionen anhand der historischen gebildet werden 

sollten. Solange diese Frage nicht beantwortet 

ist, werden die Diskussionen über Kompetenzen 

und Finanzen weiterhin stagnieren und sich auch 

auf die Disparitäten der Kreise negativ auswirken. 

Die größte Herausforderung in der Territorialver-

waltung Rumäniens liegt – von den Sezessions-

ängsten einmal abgesehen – darin, die regiona-

len Besonderheiten in sozioökonomischer Hin-

sicht zu berücksichtigen, um so der Regionalpoli-

tik den nötige Impuls zu geben, damit Rumänien 

auf EU-Ebene kompetenter auftreten kann. 

 

http://www.cdep.ro/pls/proiecte/upl_pck2015.proiect?cam=2&idp=18286
http://www.cdep.ro/pls/proiecte/upl_pck2015.proiect?cam=2&idp=18286
http://www.cdep.ro/pls/proiecte/upl_pck2015.proiect?cam=2&idp=18286
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